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Ein Land ein Markt? 

Kurzfassung

Ostdeutschland 20 Jahre nach Mauerfall: Ist die Flasche nun zu einem Drittel leer – oder ist sie zu zwei Dritteln voll?“
 Die Chronik der deutsch-deutschen Wiedervereinigung kann sich solchen „Gläser- und Flaschenfragen“ nicht entziehen.  Das Publikum will wissen, wer verloren und wer gewonnen hat. Dabei liegt das jeweilige Urteil im Auge des Betrachters und seines politischen Standortes. Fragt man die Betroffenen, dann haben sich allerdings bei der Wohnung und der Freizeit – und nur dort - die Zufriedenheitskurven in Ost und West angenähert.
 Neben dieser Erfolgsmeldung für die subjektive Seite, steht fest, dass Wohnort und Herkunftsregion einen erheblichen Einfluss darauf haben, wie die Chronik der Wiedervereinigung ausfällt. Das zeigen die Wahlergebnisse. Soviel lässt sich festhalten: Beim Wohnen in Berlin sind Ost und West näher aneinander heran gerückt als in irgendeinem anderen Lebensbereich.  Da das  Wohnen zu den Kernbereichen zählt, die über die Lebensqualität entscheiden, ist das eine Erfolgsmeldung. 

Die hier vorliegende Studie für den Berliner Wohnungsmarkt versucht, die Debatte durch Konzentration auf Fakten zu versachlichen. Auch wenn nur das Wohnen und die Stadtentwicklung in Berlin betrachtet wird, legen die Ergebnisse nahe, bei der Vereinigungsbilanz auf einfache Verortungen und Bewertungen zu verzichten. Denn das analysierte Gesamtergebnis lässt eine klar positive oder negative Gesamtbilanz nicht zu. Wer Negativmeldungen sucht, findet sie; wer Positivnachrichten braucht, wird ebenfalls fündig. Im bewertenden Vorgriff dazu einige Beispiele. Die Einkommen im Osten sind niedriger, aber der Berliner Westen ist fast der Alleinerbe einer unbewältigten Integration von Ausländern mit allen bekannten Folgeproblemen. Beim Altern hat der Westen Berlins die Nase vorn; die Jugend bevorzugt die Altbaugebiete Ost. Aber der Altersdurchschnitt ist im Großsiedlungsbezirk Marzahn-Hellerdorf am schnellsten angestiegen. Eine gewisse Verdrängung der ostdeutschen Stammbevölkerung durch Westberliner und Westdeutsche findet zwar in den Sanierungsgebieten von Mitte statt, aber sehr viele weniger in den „Szenegebieten“ von Prenzlauer Berg. Die im Osten besonders beklagte Eigenheimförderung hat zur Entleerung von Großsiedlungen am Stadtrand beigetragen, aber die politischen Repräsentanten, die dies kritisieren, müssen auch zur Kenntnis nehmen dass die Ostberliner Bevölkerung der aktivste Teil der Suburbanisierung war. Schließlich: Die Mischung der Stammbevölkerung Ost und West schreitet vor allem im Osten schnell voran. Unter den mischungsfreudigen jungen Erwachsenen weiß in einigen Jahren niemand mehr, wer ursprünglich Ossi oder Wessi war. 

Ein zweiter Aspekt ist ebenso wichtig. Als Beweis für den Sieg der Marktwirtschaft über die sozialistische Planwirtschaft kann man die Ergebnisse dieser Studie nicht verwenden. Die regulierten Wohnungsmärkte in Ost und West sind nach Maßgabe politischer Vorgaben und rechtlicher Vorschriften zusammengeführt worden. Ironischerweise hat bereits vor Mauerfall der Systemwettbewerb zwischen dem „Schaufenster des Westens“ und der „Hauptstadt der Arbeiter- und Bauernrepublik“  gleichermaßen Errungenschaften wie historische  Erblasten hinterlassen, unter denen die Stadtentwicklung und der öffentliche Haushalt Gesamtberlins heute leiden. Der Soziale Wohnungsbau West und der DDR-Plattenbau sind dafür die prominentesten Beispiele.         

Drittens und nicht zuletzt: Die Ergebnisse zeigen, dass Berlin eine Metropole ist, in der man sich als Normalverdiener guten Wohnstandard leisten kann. Darin unterscheidet sich die deutsche Hauptstadt von Paris und London, aber auch von Bayerns Hauptstadt München
 (vgl. den Abschnitt über die Mieten). Über die Bewertung dieser Situation wird gestritten. Als Modernisierungsrückstand und Indikator für Strukturschwäche bewerten es die einen. Soziale Errungenschaft und Standortvorteil sagen die anderen. Internationale Analysten halten den Wohnstandort Deutschland und ganz besonders Berlin für unterbewertet. Das Urteil hat Finanzinvestoren auf die Märkte gelockt, die an der zurückliegenden und keineswegs bewältigten Krise ihren Anteil hatten. Ohne den Anspruch auf eine abschließende Parteinahme, wer mit seiner Bewertung richtig liegt, folgende Anmerkungen. (1) Vor der Wende hatte Ostberlin innerhalb der DDR einen eher privilegierten Status, während Westberlin im alten Bundesgebiet als strukturschwache Region einen subventionierten Sonderstatus genoss, der nicht zuletzt mit dem Systemwettbewerb West-Ost zusammenhing. Der Zusammenschluss einer - wenn man so will - „über- und einer unterprivilegierten“ Stadthälfte hat dazu beigetragen, dass die sozialen Gegensätze nicht so heftig aufeinander geprallt sind. Es war ein Zusammenschluss auf niedrigem Niveau. Man stelle sich vor, Westberlin hätte das Einkommens- und Mietniveau Münchens gehabt und Ostberlin die Sozial- und Infrastruktur von Magdeburg. (2)  Die Innovativen, die Kreativen und die Jungen, um die jede Metropole ringt, gehören oft nicht zu den Einkommensstarken. Die Ausstrahlung die Berlin für diese Gruppen besitzt, wäre ohne ein moderates Mietniveau nicht denkbar.   

Einzelergebnisse 

Die Bevölkerungsentwicklung von Gebieten ist eine leicht verfügbare und gängige  Maßzahl, um Positiv- oder Negativentwicklungen zu belegen. In der „Euphoriephase“ nach der Wende gab es als Reaktion auf die Vereinigung für die Metropole Berlin ebenso überzogene Prognosen wie überdimensionierte Planungen. Die Ernüchterung folgte bald. Die Mehrzahl der Bezirke erlebte zwischen 1995 und 2000 wieder einen Rückgang ihrer Einwohnerzahlen. Hauptursache war die nachgeholte Suburbanisierung. Zu den (vermeintlichen) Verlierern gehörten Mitte, Neukölln, Marzahn-Hellersdorf, Friedrichshain-Kreuzberg und auch Lichtenberg. Lediglich Pankow und Treptow-Köpenick gewannen zusätzliche Bewohner. Die gravierendsten Veränderungen – positiv wie negativ - sind in den östlichen Bezirken zu finden. In den westlichen Bezirken sind die Werte deutlich stabiler. Die östlichen Bezirke sind also im Betrachtungszeitraum vor allem „Gebiete der Veränderung“.

Wahrhaft vereint sind Berlins Stadthälften im Prozess der kollektiven Alterung. Es handelt sich dabei um eine Entwicklung, die auch den Wohnungsmarkt und die bauliche Zukunft der Stadt prägen wird. Die erst zwanzig Jahre junge Metropole Berlin ist zwischen 1992 und 2007 kollektiv um 3,5 Jahre gealtert. Allerdings verteilt sich diese Alterung nicht auf alle Bezirke gleich. So kam es zwischen 1991 und 2007 in Treptow-Köpenick zu einem Anstieg von nur 0,5 Jahren auf ein Durchschnittsalter von 42 Jahren, wohingegen der Anstieg des Durchschnittsalters in Marzahn-Hellersdorf mit 11,8 Jahren fast 23,6 mal so hoch ist, das Durchschnittsalter 2007 allerdings nur bei 41,6 Jahren liegt. Das zeigt, dass die Bezirke sehr unterschiedlich von der Alterung betroffen sind und Bezirke wie Marzahn-Hellersdorf und Lichtenberg offensichtlich mit einer starken Abwanderung der jüngeren Bevölkerung zu kämpfen haben.  Hält man sich an die populäre Meinung: Wo die Jugend ist, da ist Zukunft! – dann liegt die Zukunft im Osten. Friedrichshain-Kreuzberg (52,9%), Pankow (47,4%) und Mitte (44,9%) haben die höchsten Anteile in der Altersgruppe zwischen 20 und 45 Jahren. Die geringsten Anteile dieser Altersgruppierung haben die Bezirke Steglitz-Zehlendorf mit 31,1% und Reinickendorf mit 30,2%. Der Durchschnittsanteil in dieser Altersgruppe liegt in Berlin bei 38,3%. Besonders die „Szenegebiete“ von Friedrichshain, Mitte und Pankow ziehen junge Menschen an, die am Großstadtleben teilnehmen wollen. Die Werte für den Anteil der über 65 Jährigen komplettieren das Bild. In dieser Altersgruppierung befindet sich die Mehrzahl der Bezirke über dem Berliner Durchschnitt von 18,4%. Es handelt sich vorrangig um diejenigen Bezirke, die bei den 20-45 Jährigen unter dem Durchschnitt liegen. In Mitte, Friedrichshain-Kreuzberg und Pankow gibt es unterdurchschnittliche Anteile bei den über 65-Jährigen, wobei Friedrichshain-Kreuzberg den mit Abstand geringsten Anteil aufweist. Auch die Bezirke Neukölln und Marzahn-Hellersdorf liegen unter dem Durchschnitt, was vermuten lässt, dass es in diesen Bezirken einen hohen Anteil der 45-65 Jährigen gibt.  Die Bezirke Steglitz-Zehlendorf und Reinickendorf, aber auch Charlottenburg-Wilmersdorf liegen beim Anteil der über 65-Jährigen über dem Schnitt. Der alte Westen hat also, wenn man so will, beim Altern die Nase vorn.  

Die Wahl des Wohnorts ist – sofern sie freiwillig erfolgt – immer auch die Wahl eines sozialen Milieus. Sie gibt Auskunft über kulturelle Zugehörigkeit. Wer aus Ost- nach Westberlin zieht, zeigt mit dem Möbelwagen, dass seine kulturelle und persönliche Identität nicht an einer Ost- oder Westadresse hängen. Die Mischung der Bevölkerung beider Stadthälften gibt Auskunft über Veränderungen und Annäherungen zwischen Ost und West. Im Zeitablauf (1992 bis 2007) hat die Mischung zugenommen, aber sie erfolgt – zumindest in absoluten Zahlen - stärker von Westen nach Osten als umgekehrt. Bei der Interpretation der Daten muss berücksichtigt werden, dass die Bevölkerungszahlen der Ursprungsgebiete von DDR und BRD, Ost- und Westberlin nicht gleich sind. Setzt man die Gesamtberliner Bevölkerung gleich 100, so lag der Anteil Westberlins bei 65 Prozent, der Anteil der Ostberliner bei 35 Prozent. Höhere absolute Werte der „Wessis“ beim Umzugsgeschehen können also auch daher rühren, dass ein größeres Ausgangspotenzial als Quellgebiet von Umzügen bestand. Neutralisiert man diesen Größenunterschied rechnerisch, dann relativiert sich der Abstand zwischen West- und Ostmobilität erheblich. Im alten Bezirk Mitte kommen dann 1994 nur 32% der Zuzüge aus dem alten Westen, 2007 sind es 39%. In Prenzlauer Berg (alter Bezirk) geht der Anteil der Westbezirke an den Zuzügen aus anderen Bezirken allerdings leicht zurück. 1994 waren es noch 31%, 2007 sind es noch 28%.  In der umgekehrten Richtung, von Ost nach West, zeigt sich am Beispiel des Altbezirks Kreuzberg eine starke Angleichung der Mobilität im Zeitablauf. Dort – in einem Westberliner Bezirk an der ehemaligen Mauer – machten die Ostberliner Zuzüge rechnerisch bereinigt im Jahr 1994 nur 23% aus. Aber 2007 sind es bereits 47%. Der Mobilitätsvorsprung des Westens relativiert sich über die Jahre immer mehr. In den Außenbezirken – hier am Beispiel von Marzahn-Hellersdorf und Reinickendorf – sind  die Mischungstrends im Sinne einer Zuwanderung aus der jeweils anderen Stadthälfte  deutlich schwächer ausgeprägt als in der Innenstadt und liegen unter einem Prozent der Gebietsbevölkerung.

Die Stadterneuerung nach der Wende ist ein besonderes Kapitel der Vereinigungsgeschichte. Der schlechte bauliche Zustand der vernachlässigten Ostberliner Gebiete hatte für die öffentliche Wahrnehmung Kronzeugenstatus. Er war aus westlicher Perspektive der sichtbare Beweis für die wirtschaftliche und politische Unfähigkeit  des DDR-Systems und im Osten ein Ausgangspunkt des Bürgerprotestes gegen das DDR-System. Die Stadtreparatur war jedoch auch ein  Instrument der Dynamisierung im Sinne von Wanderung und Umschichtung der Sozialstruktur. Nirgendwo sonst – so scheint es zumindest - ist die Bevölkerungsmischung Ost West so schnell und durchgreifend abgelaufen wie in den Ostberliner Stadterneuerungsgebieten. Die Zuzüge speisen sich stärker aus den alten östlichen Bezirken als aus den Westberliner Herkunftsgebieten. Der Abstand von einem Prozentpunkt entspricht der Tendenz, die man außerhalb der Sanierungsgebiete findet. Wenige Teilgebiete erleben in diesem Zeitraum stärkere Zuzüge. In einigen Jahren erreichen die Zuzüge einen Anteil von 9% an der Gebietsbevölkerung. In allen östlichen Teilgebieten kommen die Zuzüge stärker aus den alten östlichen Bezirken. Auch in Prenzlauer Berg bleibt man stärker in Nachbarschaften, die durch östliche Herkunft geprägt sind, als anzunehmen war. Die These, dass die Wessis die Ossis besonders dort verdrängt haben, wo Gebiete aufgewertet wurden, trifft zumindest für Prenzlauer Berg nicht zu. 

In den Stadterneuerungsgebieten von Mitte zeigt sich gegenüber Prenzlauer Berg ein abweichendes Bild. Auch hier nimmt die Dynamik leicht zu, allerdings liegen die Anteile der aus Westberlin kommenden Zuwanderer ab 2002 gemessen an den absoluten Werten über den Anteilen der Ostberliner Zuzüge. In der Friedrich-Wilhelm-Stadt, der Spandauer Vorstadt und der Dorotheenstadt beginnt dieser Trend sogar schon 1994. Wenn man die absoluten Zahlen jedoch nach Größe der Herkunftsgebiete gewichtet, verringert sich die Dominanz des Westens. 

Die  Kreuzberger Stadterneuerungsgebiete haben den Status als Sanierungsgebiete vor Mauerfall erhalten, und sind heute überwiegend aus der Sanierung entlassen. Damit sind sie nur bedingt mit den jüngeren Stadterneuerungsgebieten Ostberlins vergleichbar.  Aus mehreren Gründen ziehen wir sie dennoch als Vergleichsgebiete heran. Das Bild, das diese Gebiete vor der Erneuerung geboten haben, war mit den östlichen Gebieten durchaus vergleichbar. Schließlich liegt ein Teil dieser Gebiete – vor allem Moritzplatz, Wiener Straße und Mariannenplatz nahe am ehemaligen Grenzgebiet und damit im geographischen Einzugsbereich von Zuzügen, die gleichermaßen aus Ost und West kommen können. Der Anteil der Zuzüge aus der östlichen Stadthälfte liegt sehr deutlich unter den Zuzügen aus dem Westen. Der prozentuale Anteil der Zuzieher aus dem Osten überschreitet anfänglich in keinem Fall die Ein-Prozent-Marge. Der Abstand zwischen den Zuwanderungsquoten von Ost- und Westbewohnern ist in Kreuzberg größer als in den östlichen Vergleichsgebieten und beträgt meist deutlich mehr als 5 Prozentpunkte. Dieser Unterschied verringert sich jedoch im Zeitablauf erheblich und wird, wenn man die Anteile nach Größe der Herkunftsgebiete gewichtet immer geringer. 
Die multikulturelle Mischung der Bevölkerung gehörte vor der Wende zu den wichtigsten stadtbildprägenden Unterschieden zwischen den beiden Stadthälften. Die Ausländerpopulation hatte in Ostberlin einen Randstatus und war im Stadtbild – sieht man von den zahlreichen Enklaven der russischen „Waffenbrüder“ ab - kaum erkennbar. Seit der Wende ist die Metropole Berlin in dieser Hinsicht bunter geworden. Aber das gilt nicht für beide Stadthälften gleichermaßen. Die Gesamtstadt, wie wir sie heute vor uns haben, bietet das Bild von zwei Typen der Fremdenmischung: eine traditionelle und fortgesetzt starke Konzentration der Ausländerbevölkerung mit erheblichen Integrationsschwierigkeiten im Westteil der Stadt und eine sehr viel geringere „neue“ Mischung von Deutschen und Ausländern in den Ostbezirken. Der Anteil der Bevölkerung mit ausländischer Staatsangehörigkeit ist in Gesamtberlin von 385.900 im Jahr 1992 auf rund 470.000 gestiegen und macht somit nicht mehr wie 1992 11% an der gesamten Berliner Bevölkerung aus, sondern 14%. Auch der Anteil der Ausländerbevölkerung in den alten östlichen Stadtbezirken hat sich von rund 2% im Jahr 1999 auf 4,3% mehr als verdoppelt, aber die nunmehr 90.100 Ausländer in den alten östlichen Stadtbezirken machten auch 2008 lediglich 19% der Ausländerbevölkerung in ganz Berlin aus. Wesentlicher ist etwas anderes: Diejenige Bevölkerung, die aufgrund einer schlechteren Ausbildung und mangelhafter Deutschkenntnisse geringere Arbeitsmarkt- und Einkommenschancen haben, wohnt nach wie vor der Wende im alten Westen. 

Großstadt und Speckgürtel, verdichtete Kernstadt und zersiedeltes Umland prägen in allen europäischen Regionen das Siedlungsbild der Großstädte. Das geteilte Berlin stellte lange Zeit einen Ausnahmefall dar. Der Fall der Mauer hat diesen Sonderstatus beendet. In einer nachgeholten Welle der Randwanderung holte die Wohnungsmarktregion Berlin das Versäumte nach. Schon im Jahr 2002 bestimmen die östlichen Bezirke die Abwanderung ins Berliner Umland deutlich stärker als die westlichen Bezirke. Die drei Bezirke mit den meisten Fortzügen in den eVr sind Marzahn-Hellersdorf mit 13,37 Fortzügen pro 1000 Einwohnern (‰), Lichtenberg mit 11,47‰ und Treptow-Köpenick 11,16‰ sind. Dagegen sind die drei Bezirke mit den wenigsten Abwanderungen Westberliner Stadtteile. Eine Veränderung in den Werten ergibt sich im Jahr 2006. Die Fortzüge nehmen in allen Bezirken ab, allerdings in den östlichen stärker als in den westlichen. Dies ist ein deutlicher Hinweis darauf, dass die nachgeholte Suburbanisierung ihren Höhepunkt überschritten hat. Die Frage, ob die randstädtischen Großsiedlungen Ost und West sich in den Trends der Abwanderung unterscheiden, haben wir anhand der Bezirke Reinickendorf und Marzahn-Hellersdorf untersucht. Beide Bezirke beherbergen in bedeutendem Umfang Großsiedlungsgebiete. Nur 4 Jahre später weist Marzahn-Hellersdorf zwar noch immer höhere Fortzüge (10,96‰) und ein negativeres Saldo (-4,42‰) auf als Reinickendorf, allerdings mit einem viel kleineren Abstand als noch 2002. Der Saldo Reinickendorfs liegt nun fast gleichauf mit Marzahn-Hellersdorf und ist im Vergleich zu 2002 nur gering gesunken. Die Verminderung der Fortzüge und die Verbesserung des Wanderungssaldos ist im Osten erfolgreicher verliefen. Die Problemlagen scheinen sich anzunähern. 

Der vom Paritätischen Gesamtverband herausgegebene „Armutsatlas“ kommt 2007 zum Ergebnis, dass der Anteil der Armutsbevölkerung
 in Ostdeutschland genauso überdurchschnittlich ist wie die Arbeitslosenquote. Während es im Bundesdurchschnitt 14,3% sind, waren es 2007 in Berlin 17,5 und 24,3 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern. Ebenso deutlich wie die Unterschiede sind aber auch die Annäherungen zwischen Ost und West. Das gilt in besonderem Maße für Berlin, wo sich schon aufgrund der Mischung von Ost- und Westbevölkerung in den Wohngebieten keine ganz eindeutige Zuordnung von Einkommen und Gebietsherkunft mehr vornehmen lässt. Im Jahr 1999 lag das Westberliner Pro-Kopf-Einkommen mit 800 Euro um 50 Euro höher als in Ostberlin und auch die Spitzenreiter des Einkommens waren in den ehemals westdeutschen Bezirken zu finden. So gab es das höchste Einkommen in Steglitz-Zehlendorf (925 €) und Charlottenburg-Wilmersdorf (900€). Deutlich darunter lagen die am schlechtesten verdienenden Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg (650€), Marzahn-Hellersdorf (725€), Mitte und Neukölln (beide 700€). Nur sieben Jahre später ist der Durchschnitt des Pro-Kopf-Einkommens von Berlin um 125 € angestiegen, allerdings nicht in allen Stadtgebieten gleichmäßig. Der Vorsprung Westberlins auf Ostberlin hat sich halbiert, so dass man von einer langsamen Angleichung ausgehen kann.

Der Osten Berlins hat im Durchschnitt einen etwas größeren Anteil an Einwohnern (33%) mit einem Pro-Kopf-Nettoeinkommen unter 900 Euro als der Westen (30%). Jedoch verhält es sich bei den Werten der Verdienste über 900 Euro ebenso. Die Spitzenreiter des Nettoeinkommen-Rankings sind Steglitz-Zehlendorf (57,3% über 900 Euro), Pankow (56% über 900 Euro), Treptow-Köpenick (55,5% über 900 Euro) und Charlottenburg-Wilmersdorf (55,4% über 900 Euro). Dem gegenüber stehen Mitte (43,5% über 900 Euro), Friedrichshain-Kreuzberg (44% über 900 Euro), Neukölln (44,8% über 900 Euro) und Marzahn-Hellersdorf (48,1% über 900 Euro) als die „Verlierer“ des Rankings. Bei der Einkommensverteilung lässt sich erkennen, dass die beim Monitoring Soziale Stadt als Problembezirke thematisierten Bezirke auch hier die Verlierer sind. Die westlichen Innenstadtbereiche weisen die geringsten Einkommen auf und werden dabei dicht gefolgt von Bezirken wie Spandau und Marzahn-Hellersdorf.

Laut Monitoringbericht 2008 sind – wie bereits erwähnt - die problembehafteten Gebiete vorrangig im Westen der Stadt zu finden.  Der Bezirk Wedding hat einen Arbeitslosenanteil von 15,6%, Kreuzberg von 13% und Neukölln von 12,8% an der Gebietsbevölkerung. Der Berliner Durchschnitt liegt bei 10,2% (Stand vom 31.12.2007). Auch bei den anderen Indikatoren wie zum Beispiel Langzeitarbeitslosigkeit und bei den nicht-arbeitslosen Empfängern von Existenzsicherungsleistungen liegen diese Gebiete deutlich über dem Durchschnitt. Der Ostteil Berlins ist, mit Ausnahme der bereits genannten Problemgebiete, in seiner Entwicklung recht stabil auf einem mittleren bis hohen Niveau. Dass sich diese Problemgebiete im Westen konzentrieren, hängt vor allem mit der durch Mauerfall wenig veränderten räumlichen Konzentration der Migrantenbevölkerung zusammen, die besonders viele Integrations- und Sprachprobleme und im Gefolge auch soziale Schwierigkeiten hat.

Die Chronik der Angebots- und Mietentwicklung im vereinten Berlin ist weniger ein empirisch beschreibender Marktreport als eine Chronik der Wohnungs- und Mietenpolitik. Mit dem theoretischen Modell der neoliberalen Wohnungsmarktwirtschaft  haben die staatlich regulierten Märkte Berlins in beiden Stadthälften wenig gemein. Ab 1995 steigt die Zahl der neu erbauten Wohnungen in ganz Berlin rapide an und erreicht 1997 ihren Höhepunkt. Von da an fällt sie in Reaktion auf Suburbanisierung und den damit zusammenhängenden Bevölkerungsrückgang wieder ab. Während sich 1996 in Westberlin sogar ein leichter Rückgang der neu fertiggestellten Wohnungen ergibt, verdoppelt sich die Anzahl der neuen Wohnungen im Osten sogar von 6.893 auf  13.389 Wohnungen. Bis 1997 steigen die Zahlen dann sowohl in Ost- als auch in Westberlin an und erreichen ihren Höhepunkt. In ganz Berlin werden in diesem Jahr knapp 30.000 Wohnungen neu fertiggestellt. Ebenso explosionsartig erfolgt dann aber auch der Rückgang der neuen Wohnungen ab 1997. Im Jahr 1999 gibt es in Ostberlin nur noch 5.079 neue Wohnungen und in Westberlin 4.017. Bis 2002 pendeln sich die Fertigstellungszahlen auf einem relativ gleichbleibend niedrigen Niveau ein. Ostberlin liegt im Durchschnitt bei rund 2.000 neuen Wohnung und Westberlin bei 1.500 Wohnungen pro Jahr. Der drastische Einbruch der Fertigstellungen war in der Hauptsache eine Reaktion auf die Korrektur der  überzogenen Wachstumserwartungen in der unmittelbaren Nachwendezeit.
 Die nachholende Abwanderung der Bevölkerung ins Umland und das demographisch bedingte Abflauen der Nachfrage wurden verspätet realisiert. Die östlichen Bezirke, allen voran Pankow, liegen im Gesamtzeitraum bei den Fertigstellungen deutlich vorne.

Die Entwicklung von Haushalts- und Wohnungsbestandszahlen in jüngerer Zeit deutet darauf hin, dass sich das Angebot marktgängiger Wohnungen verknappen wird. Dazu tragen vor allem der Anstieg der Zahl der Haushalte sowie die durch Neubau nur teilweise ausgeglichenen Wohnungsabgänge bei. Die Bautätigkeit im östlichen Teil Berlins ist  ab 1994 die Hauptursache für die Ausweitung des Gesamtberliner Wohnungsbestands. 

Die Wohnungsgröße und insbesondere die Pro-Kopf-Versorgung mit Wohnfläche sind bei Ländervergleichen wichtige Indikatoren zur Messung von  Wohlstandsniveaus. Insgesamt steigt – wie im Bundesgebiet - die Pro-Kopf-Fläche in Berlin an und die Unterschiede zwischen Ost und West werden im Zeitablauf geringer. Im Osten steigt die durchschnittliche Quadratmeterzahl pro Kopf um 5,5 m² auf 36,2 m² an und im Westen um 3,5 m² und liegt hier 1999 bei 38,9 m². Damit gibt es in weniger als 10 Jahren bei diesem Qualitätsindikator eine deutliche Annäherung zwischen Ost- und Westberlin. Auch 1999 existiert jedoch noch ein Unterschied von 2,7 m².

Der hohe Anteil an Substandardwohnungen in Ostberlin ist auch der Begleiteffekt einer  nicht kostendeckenden Miete. Zum  Zeitpunkt der Gebäude- und Wohnungszählung in Ostberlin 1995 hatten knapp 40% der Ostberliner Wohnungen keine Sammelheizung und lediglich 23% der Wohnungen lagen in Gebäuden ohne Schäden. 5,1 % der Wohnungen hatten kein Bad und 2,5% hatten kein Innen-WC (rund  17.000 Wohnungen). Folgerichtig war, dass 1995 rund 70% der insgesamt 110.000 Wohnungen in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten im Ostteil der Stadt lagen. 14 Jahre nach der Wende ist dieser Anteil durch Modernisierung abgebaut, aber die Unterschiede sind immer noch deutlich. Mit Substandardwohnungen sind jetzt nicht mehr Wohnungen ohne Innen-WC gemeint sind, sondern Wohnungen ohne Sammelheizung und/oder Bad. Die Zahlen für 2003 zeigen, dass der Anteil der Substandardwohnungen mit 144.400 fast dreimal so hoch war wie der in Westberlin. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Wohnungsbestand in Ostberlin um etwa 40 % kleiner war als im Westen.  

Die im Vergleich zum Bundesgebiet geringere Kaufkraft und die schlechtere Wirtschaftsentwicklung Berlins führen dazu, dass die Mieten in Westberlin nach der Wende deutlich unterhalb des Mietniveaus westdeutscher Großstädte liegen. Die Entwicklung der strukturbereinigten Vergleichsmieten ausgewählter Großstädte zwischen 1998 und 2008 zeigt, dass innerhalb von 10 Jahren der Abstand zum bundesdeutschen Mietniveau etwas geringer geworden ist. Er sinkt von 5% auf 3%.  Der Abstand zu München, der Stadt mit dem höchsten Mietniveau in Deutschland, wächst von 31% auf 42%. Gegenüber Frankfurt am Main  besteht ein Abstand von 18% in 1998 und von 20% in 2008. Der Abstand zu Hamburg fällt dagegen von 24% in 1998 auf 16% in 2008. 

Unmittelbar nach der Wende - 1991 - lag die Nettomiete einer voll ausgestatteten Wohnung in Ostberlin bei 1,20 € und damit ungefähr auf gleicher Höhe mit den damaligen Betriebskosten. Bis zum Erscheinen des ersten Mietspiegels für die östlichen Bezirke entwickeln sich die Ostberliner Mieten nach rechtlichen Vorschriften, zunächst  im Rahmen der 1. und 2. Grundmietenverordnung 1991 und 1993 und schließlich durch das Überleitungsgesetz 1995 (Mietüberleitungsgesetz MÜG). Trotz Kappungsgrenzen für Modernisierungen und Neuvermietung liegen die Mieten von Altbauwohnungen teilweise über dem Westberliner Niveau. Verantwortlich dafür ist die nachgeholte Modernisierungswelle bei9 den Ostberliner Altbauten.  Ein sehr großer Teil der Vollstandardwohnungen erhält erst durch Modernisierung diesen Ausstattungsstandard. 

Nach Erscheinen des ersten Mietspiegels für die östlichen Bezirke nähern sich die Mietwerte in Ost und Westberlin  tendenziell an. Der prozentuale Abstand schrumpft von 10,5 in 1998 auf 7,2 Prozent in 2008. Das politisch gewollte Ergebnis einer mit der Einkommensentwicklung Schritt haltenden Miethöhe wird also im Großen und Ganzen erreicht.  Die Mietbelastung durch die Nettokaltmiete für eine Durchschnittswohnung von 65 m² mit normaler Ausstattung und in normaler Lage bewegt sich in Ostberlin mit 22,6% auf einem fast gleichen Niveau wie die für Westberlin mit 23,4%. Die etwas geringeren Haushaltsnettoeinkommen in den Ostbezirken ohne Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg (Ostbezirke 1.531 €, Westbezirke: 1.592 €) werden durch die etwas geringere Durchschnittsmiete nahezu ausgeglichen. 

Tatsächlicher und gefühlter Wandel sind verschiedene Welten. Ein messbares Ereignis, das die subjektive Seite der Nachwendeära  illustriert, sind die Wahlergebnisse zu den Berliner Abgeordnetenhauswahlen vom 17. September 2006.  Diese Ergebnisse sind nicht nur Reaktionen auf die erlebte Stadtentwicklung und das Wohnen in Berlin.  Andere Politikfelder wie Wirtschaft, Arbeitsmarkt und der weite Bereich der Sozialpolitik haben einen größeren Einfluss auf die Wahlentscheidung gehabt. Aber der Blick auf die Wahlergebnisse nach Wohngebieten verdeutlicht, dass man den geographischen Räumen von Ost- und Westberlin immer noch eine deutliche politische und kulturelle Teilung zuordnen kann. Die Mischung von Ossis und Wessis in den Stadtgebieten hat diese Teilung nicht beseitigt;  sie hat sie nur relativiert. Während die beiden linken Parteien SPD und LINKE in den Ostbezirken Berlins auf zusammengenommen 62%  kamen, waren es im Westteil lediglich 40%. Alleine 30% - fast die Hälfte der Stimmen für Parteien mit sozialem Profil - entfielen im Osten auf die Linke, die im Westteil nur ganze 4,2 Prozent erzielte. Wie man dies auch immer bewertet, die im Osten und im Westen ausgefüllten Wahlzettel sind Dokumente einer nach wie vor bestehenden mentalen Teilung. 
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� Nach EU-Definition sind dies Haushalte, denen weniger als 60% des mittleren Durchschnittseinkommens zur Verfügung steht.
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